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Das ändert sich 2019 
 
Familienentlastungspaket für mehr Kindergeld beschlossen 
Durch das Familienentlastungsgesetz will die Bundesregierung Familienleistungen bei der 
Bemessung der Einkommensteuer angemessen berücksichtigen. Um dies zu erreichen, wird 
das Kindergeld pro Kind ab 1.7.2019 um 10 € pro Monat erhöht. Es beträgt dann für das erste 
und zweite Kind je 204 €, für das dritte Kind 210 € und für jedes weitere Kind 235 € im Monat. 
 
Entsprechend steigt der steuerliche Kinderfreibetrag ab 2019 auf 2.490 € und im 
Veranlagungszeitraum 2020 auf 2.586 € je Elternteil. Hinzu kommt noch ein sog. 
Betreuungsfreibetrag in Höhe von 1.320 € je Elternteil pro Jahr. Insgesamt ergeben sich 
daraus Kinderfreibeträge für 2019 in Höhe von 7.620 € für 2019 und 7.812 € für 2020. 
 
Beschlossen ist auch die Anhebung des Grundfreibetrags für die Veranlagungszeiträume 2019 
von 9.000 € auf 9.168 € und 2020 auf 9.408 €.   
 
 
Mindestlohn steigt 2019 und 2020 stufenweise 
Am 20.11.2018 wurde die Zweite Mindestlohnanpassungsverordnung im Bundesgesetzblatt 
verkündet. Damit gilt ab dem 1.1.2019 ein bundeseinheitlicher gesetzlicher Mindestlohn 
von 9,19 € brutto und ab dem 1.1.2020 von 9,35 € brutto. Ausnahmen gelten weiterhin z. 
B. für Auszubildende und Firmen mit Branchentarifverträgen. 
 
Aufzeichnungspflichten: Arbeitgeber in bestimmten Branchen sind verpflichtet, Beginn, 
Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit von bestimmten Arbeitnehmern spätestens bis zum 
Ablauf des siebten auf den Tag des der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages 
aufzuzeichnen und die Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre aufzubewahren. Das gilt auch 
für Entleiher, denen ein Verleiher Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung überlässt. 
 
Minijobber: Bei Verträgen mit Minijobbern sollte überprüft werden, ob durch den Mindestlohn 
die Geringfügigkeitsgrenze von 450 € überschritten wird. Solche Vereinbarungen müssten 
angepasst werden, ansonsten wird der Mini-Job zum sozialversicherungspflichtigen Midi-Job 
oder es liegt ein Verstoß gegen das Mindestlohngesetz vor. 
 
 
Ihre 
Lohn + Gehalt Service GmbH 
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